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Ein neuer Versuch in der Arztfrage«
In dem Kampfe zwischen den Aerzten und den Zwangs¬

kassen stehen wir jetzt vor wichtigen Beschlüssen. Bekannt«

lieh besteht auf diesem Gebiete seit jeher ein Zustand, der die

Zwangsknssen schwer schädigt

Die KftSSea mOsseu nach § 182 RVO. „Krankenpflege" ge¬

währen; sie nmfnBi ärztliche Behandlung und Versorgung mit

Arznei sowie Brillen. Bruchbändern und anderen kleineren Heil¬

mitteln. Die Kassen sind also verpflichtet, ihren Kranken Aerztc

zur Verfügung zu stellen. Dagegen sind die Äerzte nicht

verpflichtet, in den Dienst der Kassen zu treten. Dennoch hängt

es vom guten Willen der Aerztc ab, ob die Kassen ihro Ver¬

pflichtung die sie erfüllen müssen, auch erfüllen können.

D_e Folge dieses Gegensatzes in der Rechtsstellung der

Krankenkassen und in der der Acrzte ist, daB d;e Kassen sich

schließlich allen Ansprüchen der Aerztc, wenn diese einig sind,

lägen mußten und immer mehr ins Hintertreffen gekommen sind.

Dies, zusarmicn mit einer Reihe anderer Umstände, hat zur

völligen Zahlungsunfähigkeit vieler Kassen geführt Daher

müssen die Verhältnisse der Kassen wesentlich verändert werden,

wenn niciit die Kassen zugrunde gehen sollen.

Die Kassenverbände haben ietzt nachdrücklichst verlangt,

daß es du xh Aenderung der Reichsversicherungsordnung dem

Ermessen der Kassenteitnngeu Überlassen werde, ob sie — wie

bisher — die ärztliche Behandlung und Heilmittel gewähren,

oder ob di2 Kranken selbst sich die ärztliche Hilfe und Heil¬

mittel beschaffen Sollen und ihnen die Kassen die dadurch ent¬

standenen Kosten ersetzen! freilich nur bis zu einem bestimmten

Höcbstbetragt Als solchen schlugen die Kassen ein Sechstel

des höchsten Grundlohns der Kasse für jeden Krankbeitstag vor.

Jetzt ist dieser 1800 Mk. Danach würde sich die Rechnung

wie folgt stellen: Hin Kranker sei 20 Tage krank gewesen, fir

erhält dann iür ärztliche Hilfe und Heilmittel: 1800X20 = 6000 Mk.

6

Kr soll für Heilmittel 3000 Mk. verbraucht haben, so daß ihm

für den Arzt noch 3000 Mk. bleiben. Für jede ärztliche Hilfe¬

leistung nehmen wir einen Durcbschnittsbetrag von 1000 Mk.

an. Der Kranke kann demnach den Arzt in den 20 Tagen nur

dreimal in Anspruch nehmen. Tut er das öfter, so übersteigen

die Ausgaben den von den Kassen in Aussicht gestellten Höchst¬

betrag. Dieses Mehr muß der Kranke aus seiner Tasche zahlen.

Dazu wird er in de: Regel nicht imstande sein; er kann dem¬

nach den Arzt nicht so oft zu Rate ziehen oder sich Heilmittel

beschaffen, wie es notwendig ist, sondern mu3 sich In den

Grenzen Jenes Höchstbetrages halten. Das ist in Fällen, wo

schnelle uik! häufigere Hilfe des Arztes und kostspielige Heil¬

mittel notwendig sind, eine große Oefahr für den Kranken.

Die Kassenverlreter erkannten dies an. Aber sie ver¬

sicherten, daß sie gar nicht daran denken, die Kassenmitgltcder so

zu schädigen. Das von ihnen geforderte Recht, statt der ärzt¬

lichen Hilfe und der Heilmittel den Ersatz der Kosten bis zu

einem Höchstbetrage zu gewahren, soll ihnen nur als letztes

Mittel dienen, um den Zusammenbruch der Kassen zu verhindern

und die Kassen gegen unerfüllbare Forderungen der Aerztc zu

schützen« Deshalb sollte auch den Kassen jenes Ablösungsrecht

nur dann zustehen, wenn die satzungsmääigcn Leistungen
ohne Erhöhung der Beiträge nicht gewährt werden können und

diese bereits mehr als 7^ Proz. des Grundlohns betragen. In

solchen Fällen m ftSSen die Kassen za einem erträglichen

Vergleich mit dem Arzte kommen, und die KmssenJcitUttgen sind

überzeugt, dafi sie Sich mit e\en Aerzten leicht verständigen

werden, wenn sie nicht mehr wie jetzt durcii die Flucht,

unter allen Umständen ärztUcte Hüte zu leisten, wehrlos selbst

Regen die unvernünftigsten Forderungen der Aer/te sind.

Die Kassen sind stets bereit gewesen, die von ihnen

gebrauchten Acrzte angemessen zu bezahle:). Die

Äerzte haben aber verlangt, daß die Kassen alle Aerztc im

freien Wettbewerb zulassen müssen. Daraus ergab sich eine

große Zahl solcher Aerztc, die nur eine verschwinde:;] ge-

ringe Kundschaft hatten und daraus nur ein für ihren Unterhalt

ungenügendes Einkommen erlangen konnten, Sie klagen unaut«

hörlich über ihr ungenügendes Einkommen und fordern Lohn¬

aufbesserungen. Jeder Betrieb aber kann nur dic voll bezahlen.

die er voll beschäftigt Deshalb hat die bisherige Erhöhung

der Aerztegebälter zwar die Kassen unerträglich belastet, die

Äerzte aber doch nicht vor der schlimmsten Not bewahrt Diese

Not belehrt allmählich immer mehr Acrzte darüber, dal die

Kassen nur dann für ihre Aer/tc genügend sorgen könne::, wenn

sie nur so viele Acrzte beschäftigen, wie sie brauchen. Und

für die Regelung des ärztlichen Dienstes aui dieses Ale] bin

wollen die Kassen mit ihrem Antrage die Bahn freimachen«

Trotzdem blieb das Reichsarbeitsministerium bei seinen Be¬

denken sesen den Antrag. Auch vielen Abgeordneten gebt es

nicht besser.

Der Reichstagsansschufl für soziale Angelegenheiten hat als

Gutachter die Vertreter der Kassen, Aerztc, Invnlidenvcrsiobc-

rnngsanstalten und Berufsgenossenschaften gehört und ein¬

gehend die einzelnen Forderungen besprochen. Dabei haben

sich die Vertreter der Äerzte — auf eine Trage eines Abgeord¬

neten — damit einverstanden ei klärt, daß die Streitfragen

zwischen Kassen und Aerzten in Zukunft einem unparteiischen

Schiedsgericht unterbreitet werden und der Schiedsspruch fflr

beide Parteien unbedingt bindend sein soll. Nach dieser Rich¬

tung soll jetzt ein neuer Versuch gemacht werden.

Nach dem Gesetz vom 20. April 1922 kann der Rcichsarbefts-*

minister über die bisherigen Vorschriften der RVO. hinaus die

Krankenkassen ermächtigen, statt der Krankenpflege oder sonst

erforderlichen ärztlichen Behandhing eine bare Leistung zu ge¬

währen. Der Reichstagsansschufl sprach sich dafür aus, daB der

Minister ietzt diese Ermächtigung, die bisher toter Buchstabe

war, für den Fall erteilt, wenn die Äerzte sich weigern, vor

einem unparteiischen Schiedsgericht zu verhandeln oder sich

dessen Schiedsspruch zu fügen. Die Vertreter des RddtsarbeltS-

Htinistertuttts versprachen, dem Anschuß baldigst den Entwarf

eines solchen Ermächtigungsgesetzes vorzulegen. Die Erfahrung

wird dann bald zeigen, ob auf diesem Wege die unbedingt not¬

wendige Verständigung der Kassen mit den Aerzten erreicht

wird. Im übrigen soll in der allernächsten Zeit ein Gcsetzcnt*

wurf zur Verbesserung der Geschäftsführung und der Kassen-

verhältnisse in den Krankenkassen dem Reichstage zugeben.
Gustav Hoch, Hanau.
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Zur Not der Krankenkassen.

Dk. schwierige Finanzlage der Krankenkassen hat in Icty.ier

Zell den Anlaß eu allerlei Anregungen gegeben, wie einem finan¬

ziellen Untergang der Krankenversicherung entgegengearbeitet

werden könnte.

leb verkenne keinesfalls, daß za erwägen ist. ob in der

fetzigen Zeit nicht vorübergehend, bis einst die Versorgung der

kranken Menschheit mit ärztlicher Hilfe und Arznei überhaupt

grundlegend e/ne andere wird, dazu {.hergegangen werden soll,

an Stelle der heutigen ärztlichen Versorgung und der Ver¬

sorgung mit Medikamenten Barleistungen zu gewahren. D.'s Iür

und Wider müßte in Anbetracht der Notlage der Krankenkassen

im Interesse des Weiterbestehens der Krankenversicherung

außer acht gelassen werden.

ir.e sonst schon in den verschiedensten Facbz« .scheinen

regebenen Anregungen, wie gerechte Arzt: rierung n, ai __e-

messenc Arzneitaxen, späiiTCs Inkrafttreten der höheren Leistun-
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gen bei Orundk.hnerb&hang und anderes mehr, bedürfen ml -

dingt der Beachtung, sohmse man nicht l>crcit ist, das Pierd an

der richtigen Stelle aufzuzäumen, ram.ich: Konzentration der

Krankenkassen und ls seitigaag der vielen, nicht lebensfähigen

Kaasengebilde; Sozialisterung (Verstaatlichung) ojer Kommunali-

sicrung Jer Apotheken und Einführung des beamteten Arzt- und

Hebammen*! ns. Ls Ist fast unbegreiflich, ilutt. nachdem aus

allen Kreisen Warnungsrufe laut geworden sind, nur ja nicht das

Itfchstc Qut des deutschen Volkes — die Krankenversicherung - -

gründe geben zu lassen, noch niemand das Verlangen gestellt

bat. daß sofort d.e Geset mg dementsprechend umzu¬

ändern ist

Da Ich nicht glaube, daC dies über kurz oder lang geschehen

wird, möchte ich ebenfalls eine Anregung geben« die nicht

darauf hinzielt, bestehende Leistungen zu schmälern u. dgU

sondern die es ermöglicht, daC wenigstens heute den

K8Ssen'dtC Beitrüge zukommen, die den Ver¬

sicherten vom Lohn zurückgehalten werden,

nnd leider den Kassen nicht immer in voller

Hohe an Hielen.

Wenn diese Wal mang, die bei unserer Kasse schon

se : raumer Zeil gemacht werden konnte, h.er verallgemeinert

:d. i ) (eschiehl dies deshalb, weil nicht anzunehmen ist. daß

diu Meldewesen enderorts von ^den Herren Arbeitgebern oder

reu Beauftragten sorgfältiger gehandhabt wird, als «s hier

^cr Fall ist.

Es handelt Sich darum, dali wenn ein Versicherter seinem

1 oba entsprechend nodi nicht zur höchstes stufe angemeldet

ist. der Arbeitgeber gesetzlich verpflichtet ist, bei Lohnerhöhun¬

gen, die die Versetzung in eine höhere Beitragsstufe bedingen,

der Kasse diese l-ohnverändenmgen mitzuteilen. Ha dies leider

nicht innrer geschieht, ist die Kasse nicht in der Lage, die Bei«

ge riel lig sn erfs ien. So Ist z. D. festgestellt worden, daß

seit der Qrundlohnänderung am 2. Oktober 1922 bis linde De¬

zember von vielen Arbeitgebern keine oder nicht alie Lohn-

äcdcrnngsanzeigea gemacht wurden. Bei mancher Firma bclief

sich der demzufolge naebzubereebneado Betrag bis zu 50000

Mark. Bedauerlich ist. dali in den meisten Fällen den Versicher¬

ten |e«ti i der richtige Beitrag vom Lohn gekärst
wurde. Bej zehn bis letzt nachgeprüften Firmen beläuft sich

die Nachberechnung aul zirka 21 (> Mk. Rechnet man dies

aal ein Jahr und alle Firmen am, so kommen Summen heraus,

die weit in die Millionen betragen, dfe den Kassen verlorengehen,

wenn sie nicht auf irgendeine Art und Weise versuchen, dic

Gelder hereinzubekommen. Es Ist deshalb nabedingt nötig, vor

allen Dingen schleunigst das gesetzlich erlaubte Kontrollrecht

iür dic Krankenkassen za lordern, damit sie in der Laue sind,

sich vor großen Beitragseinbußen schützen und zugleich das

gesamte Mekieweseu besser als bisher überwachen sn können.

Bis den Krankenkassen das Recht zur Beitragskontrolle und

der Kontrolle des Mcldewcsens eingeräumt wird, muß es sich

Jeder Versicherte znr Pflicht machen, sich jeweils davon zu

überzeugen, ob er von seinem Arbeitgeber be: der Kasse richtig

gemeldet ist

Dies Ist beute mfchr nötig denn D, da durch die kolossale

Geldentwertung und die demzufolge nötiges Lohnerhöhungen

foi tv\ Shrend Ummeldungen erforderlich sind. Geschieht dies,

so v. erden den Kassen Summen zugeführt die tonst zum großen

Teü. wie schon erwähnt, zwar den Versicherten In den meisten

Fällen vom Lohn zurückgehalten werden, von der Kasse aber

nichl erfall werden können, wenn die Lohnverändernagsanaeef«

geu nichl gewissenhafl gemacht werden.

Hans SfintzeL Remscheid.

Verwaltung.
o

Nc.:c Gesetze and Verordnungen. Nach einer Vcrffigung des

Relchsartxjil minlsters vom 2\. Dezember 1922 (Reichsgesetzblatt
Nr. l 962) ist die Qrcnze der Versicherungspflieht

dem Versichern etz für Angestellte ab I. Januar 1923
¦ ; I • Mk. erhöht

Ucber 0 r Höhne nnd Sterbegeld in der Kran¬
ken vei crung bat der Reichstag der folgenden Ver-

ordn lie vom Tage der Vei I ig im Reichs-

geectzblatl ab in Kr; ft tritt:

An! Qrund des Gesetzes über Aenderung von Qeldbeträgen
In der S Haiversicherung vom 9. luni 1922 (Reichsgesetzbl I

s. 504) wird mil Zustimm. i R< trats und des Ausschusses

i Reicl il ziale Angeles* i citen folgendes verordnet:

| 1. Im 5 180 V:>n. 2 der Rcichsversichcrungsordnung in der

Fa . Ordnung vom 1. Dezember 1922 (Reichsgesetzbl. I

S, 891) werden da* Wort „sechst. rta durch das Wort „neun-

P un i das V» >rl „achtzehnkundert" durch das Wort »zwei«
tai sendsieben i iert1- ersetzt

8 2. Einer Satzungsänderung wegen der Neufestsetzung des

Grundlohns nach § 1 bedarf es bis zu einer weiteren gesetzlichen

Aendemng des § 180 der Relchsversicherungsordnung nicht In¬

zwischen setzt der Kasscnvor stand den Grundlohn neu fest Be¬

schließt er dabei auch eine Acndenmg der bisher schon bei der

Kasse bestehenden Mitgliedermassen ender Lohnstufen, so bedarf

dieser Beschluß der Zustimmung des Oberversieherungsamts.

Mitglieder deren Grundlohn danach dic bisher bei der Kassa

vorgeschriebene Höchstgrenze übersteigt haben auf die ihrem

neuen Grundlohn entsprechenden höheren Kassenleistungen erst

vom ncumindzwar.zigsten Tage nach dem Inkrafttreten der

Satzungsänderung oder des Vorstandsbcschlusscs (Abs. 1) ab An¬

spruch- Dies gilt auch für Versicherungsiälle, die beim Inkraft¬

treten der Satzungsänderung oder des Voretandsbeschlusses be¬

reits eingetreten sind. Falls die Mittel der Kasse ausreichen, kann

der Vorstand der Kasse beschließen, daß die höhereu Leistungen

schon von einem früheren Tage ab zu gewähren sind.

§ 3. Der § 10 Abs. 2 der Verordnung vom I. Dezember 1922

(Reichsgesetzbl. I S. 891) tritt außer Kraft. Die erhallten Kassen¬

leistungen auf Grund jener Verordnung sind auch In den bei ihrem

Inkrafttreten schwebenden Versichcrnngsfällen zu gewähren,

| 4. Hat eine Kasse dic erhöhten Kassenleistungen auf Grund

der Verordnung vom 1. Dezember 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 891)

entgegen der Bestimmung des § 10 jener Verordnung bereits

früher oder in schwebenden Vcrsicherm.gsiällen gezahlt so be¬

wendet es dabei.

§ 5. Für Personen, die zur Mitgliedschaft bei einer Orts-,

Land- oder Inmmgskrankenkasse oder bei einer knappschaftlichen
Krankenkasse verpflichtet sind, haben dic Arbeitgeber der Kasse

innerhalb einer Woche nach Inkrafttreten dieser Verordnung die

zur Berechnung der Beiträge erforderlichen Angaben zu machen.

Zuwiderhandlungen werden gleich Zuwiderhandlungen gegen

§ US der Reichsversicherungsordnung bestraft.

Erstattet ein Arbeitgeber trotz Aufforderung des Kassenvor-

Standes die Meldung nicht freiwillig, so kann für seine Beschäf¬

tigten der Kassenvorstand bis zur ordnungsmäßigen Meldung den

Grundlohn In der Höhe festsetzen, die für Versicherte der gleichen

Art in Betrieben gleicher Art gilt, und ohne Pflicht zur Rück¬

erstattung dic betreuenden Beiträge erheben.

§6. Im § 204 der Reichsversicherungsordnung werden die

Worte »auf fünfzig Mark44 ersetzt durch dij Worte ..bis zu zehn¬

tausend Mark44, ebenso im § 432 Abs. 2 und Im § 452 Abs. 1

daselbst, das Wort „dreißig44* durch das Wort „fünftausend44.

§ 7. Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündimg

In Kraft

Die Knanoschaltsirzte gegen die freie Arztwahl. Der Verein

der Knappschaftsärzte zu Bochum hat am 21. November 1922

an den Reichstag eine ausführlich begründete Denkschrift zur

Frage der unbeschrankten 'organisierten) freien Arztwahl und

ihrer Einführung la das knappschaftliche Versicherungswesen ge¬

richtet. Wir geben aus dieser Denkschrift den folgenden Absatz

wieder, der sich über das Verhältnis zwischen den Aerzten. den

Versicherten und den Krankenkassen ausläßt:

„Im Dbrigen aber möge man bei dieser Betrachtung dic leider

oft wenig beachtete, aber grundlegende Tatsache doch nicht

übersehen, daß es sich bei der ganzen Frage niciit ausschließlich

um das Verhältnis des Arztes und Kranken untereinander handelt,

sondern daß als Dritter im Bunde auch der Versicherungsträger,

also die Krankenkasse, In Betracht kommt; und zwar sogar als

Hanptbeteiligter insofern, als alle aus diesem Verhältnis ent¬

springenden geldlichen Leistungen aui ihren Schultern ruhen.

Ihr gegenüber hat sich der Kassenarzt als Verwalter iremder

Gelder zu fühlen, die ihm zu treuen Händen anvertraut sind.

Jede Verordnung, die er ausstellt, und jede Bescheinigung zur

Erlangung von Krankengeld ist eine Anweisung auf das Ver¬

mögen der Krankenkasse, und was das zu bedeuten hat. braucht

in einem Augenblick, wo beispiclsv eise eine leere Arzneiflasche

von 200 Gramm Inhalt 39 Mk.. ein Pfund Verbandwatte 1764 Mk.

nnd ein Krankenhanspflegetag 300 -400 Mk. kostet, wohl kaum

näher erläutert zu werden; besonders nicht mit Rücksicht aui die

betrübende Erfahrung, daß es auch heute noch zahlreiche Leute

gibt, die. ohne jedes Empfinden für die allgemeine Not gern aus

dem Vollen schöpfen, — wenn es nicht aus der eigenen

lasche geht*1

In der Frage des Arztsystems vertritt dieser Verein den

Standpunkt, daß ein kleiner Kreis von festangestellten Aerzten

v iwohl die Versorgung der Versicherten mit ärztlicher Hilfe

besser erledigen kann, als auch daß diese Regelung für dio

Äerzte selbst finanziell günstiger Ist Die Knappschaftsärzte be¬

fürchten von der Einführung der freien Arztwahl den Verlust der

ihnen bei dem Allgemeinen Knappschaftsvercin zustehenden

sozialen Errungenschaften und eine Erschütterung der wichtigsten

Grandlagen des hochentwickelten Kn-opschaftsversicheruogs»
wesens. Sie lehnen deshalb im Gegensatz zum Leips :er Aerzte-

verband die Einführung der freien Arztwahl ab.
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Der RelchMachausschuß der Krankenkassenangestellten nahm

In seiner Sitzung vom 29. Januar 1923 eingehend zu der durch

die veränderte Haltung des preußischen Ministers für Volkswohl-

fahrl geschaffenen Sachlage Stellung. An der Tagung nahmen

sämtliche RcfchsfachansschnBnritgMeder teil. Kollege Brenke be¬

richtete. In einem Schreiben vom 19. Dezember 1922 an den

Hauptverband deutscher Ortskrankenkassen habe der Minister fiir

Volkswohlfahrt seine grundsatzliche Stellung zu der Tariigcmeln-

schafl bekanntgegeben, indem er alle jene Bestimmungen der

Tarifgeweinschaft besonders hervorhebt, die angeblich bei den

preuBischen Obenrersichenmgsämtern wegen der Genehmigung

\ m Dienstordnungen Hedenken hervorrufen maßten. Alle Vor¬

teile der Tarifgemeinschaft, die zum Teil schon seit Jahrzehnten

die Krankenkassenangestellten verbrieftes Recht waren, wür¬

den dadurch mit einem Schlage beseitigt werden, sowohl die Be¬

stimmung, dal das Höchstgehalt um 50 Proz. höher sein soll als

das Anfan&ßgchalf, daß es mit Beginn des 13. Dienstjahres erreicht

werden muß, daß die Dienstalterszulagcn in einjährigen Zeitab¬

schnitten und in gleich hohen Beträgen gewählt werden, dal die

Ortsklasse K in Wegfall kommt, daß den Angestellten ein Ruhe¬

gehaltsanspruch bereits nacii fünf Jahren »gesprochen wird, daß

für su leistende Uebersttindeuarbeit eine Vergütung zu zahlen Ist

Alle diese Bestimmungen, die in Dürer Wirkung über gleichartige
Bestimmungen der Reichsbesoldungsordnung hinausgehen sollen,

rufen bei den Überversichern-» g.>ämtcrn angeblich Bedenken her¬

vor. Dabei macht der preußische Minister für Volkswohifahrt die

Oberversicherungsärnter erst darauf aufmerksam, daß diese Be¬

stimmungen nach seiner Auffassung gemäß § 355 als ein wichtiger

(jrund zur Versagung der Genehmigung der Dienstordnung ange¬

sehen werden sollen. Daß die Oberversiclierungsämter ent¬

sprechend der jeweiligen Verhältnisse und der wirtschaftlichen

Lage nach eigenem Crmessen zu entscheiden haben, kümmert Um

nicht Zurückzuführen Ist diese veränderte Stellung des preußi¬
schen Wohlfahrtsministers gegenüber unserer Tarifgemelnschaft
aal dio veränderte politische Situation. Der dem Zentrum ange¬

hörende Minister Hirtsiefer hat, anscheinend durch Vertreter des

Gesamtverbandes deutscher Ortskrankenkassen beeinflußt eine

Haltung gegenüber der überwiegenden Mehrzahl der deutschen
Krankenkassenangestellten eingenommen, die für die Koliegen¬

schaft zu einer unhaltbaren Lage fuhren muß. Daß diesen die

Kassenangestellten in ihren Bezügen und In ihrer Sicherstel¬

lung so ungeheuer schädigenden Eingriffen des Ministers ganz

bestimmte auf eine größere Einflußnahme auf

dieKasse n Verwaltungen hinzielende Absichten zugrunde

liegen, geht auch aus dem zweiten Erlaß vom 4. Januar 1923

hervor, der sich nicht mit den für die Finanzlage der Kassen in

Betracht kommenden Bcsoldungsfragen der Krankenkassenange¬
stellten beschäftigt, sondern der den Aufsichtsbehörden eine so

ungeheure Einflußnahme auf die Anstellung und Beförderung der

Kassenangestellten übertragen will, wie es nur bei Einführung der

Reichsvereicherungsordnung auf Grund der seinerzeitigen politi¬

schen Verhältnisse beabsichtigt war. Hiernach sollen von jedem

Krankenkassenangestellten P r ü fangen verlangt werden, bei

denen den Aufsichtsbehörden der ausschlaggebende Ein¬

fluß in den Prüfungsausschüssen bei der Anstellung und Be¬

förderung von Personal zugesprochen werden SOlL Was in der

Vorkriegszeit dank der gewerkschaftlichen Geschlossenheit der

freigewerkschaftlichen Arbeitnehmerbewegung abgewehrt werden

konnte, nämlich die Beschneidung des Sclbstverwaltungsrechts
in der Krankenversicherung, das soß nunmehr aul dem Verord-

mtngswege ohne Mitwirkung der Parlamente erreicht werden. Ks

steht fest daß rechtliche Grundtagen für eine derartige Haltung
In der Relchsversicherungsordnung keineswegs gegeben sind.

Aber beabsichtigt ist auch nur, den Einfluß der Versicherten in

der Verwaltung der Krankenversicherung nach Möglichkeit zu

beschneiden. Durch diese Erlasse worden alle arbeitsrechtllclten

Bestimmungen, die nach der Revolution im republikanischen
Volksstaat geschaffen wurden, aul dem Verordnungswege lür die

Angestellten der Krankenkassen außer Kraft gesetzt Die

Kassenangestellten können sich eine derartige Bräskierung ihrer

Rechte nicl t gefallen lassen!

In der äußerst lebhaften und gründlichen Debatte, an der sich

»He Kollegen beteiligten, wurden geeignete Maßnahmen beschlos¬

sen, die zu einer einheitlichen und scharfen Abv ;kr dieser Be¬

strebungen fähren.

Der Reichsfachausschufl brachte ungeschminkt zum Aus¬

druck, daß die Angestellten der Krankenkassen sich eine derartig

weitgehende Verletzung ihrer Rechte auch vom preußischen VV >hl-

fahrtsmlnister nicht gefallen lassen werden. Die Haltung des

Ministers s Jnt auch nicht Im Einklang mit den in vei iedenen

Verhandlungen unseren Kollegen vorgetragenen Anschauungen
über das Tarifrecht und über das Selbstverwaltungsrecht der

Krankenkassen. Wenn der preußische Woblfahrtsminister den

nflüsterui gen Ihm politisch nahestehender Vertreter des Ge¬

samtverbandes deutscher Krank >xen folgend, in der augen-
Mlckliclren schweren Krlsis der deutschen Sozfahersichcrung und

insbesondere der Krankenversicherung meint durch rechtlich un¬

haltbare Erlasse die wirtschaftlichen Belange der deutschen
Krankenkassenangestellten antasten su können, so kann ihm ver¬

sichert werden, daß er hierbei auf den einmütigen geschlosseneu
Abwehrwillen der deutschen Krankenk::% ».angestellten trifft
Aber auch die Versicherungsvertreter werden hoffentlich den

preußischen Wohlfakrtsatinister darauf hinweisen, ua\j zur Ver¬

teidigung iiires Selbstvcnvaltungsrechts auch sie sich eine der¬

artige Bevormundung nicht gehdien lassen werden. Der Reichs¬
fachausschufl beschloß, mit allen der Organisation zu Gebote
stehenden .Mitteln gegen die beabsichtigte schwere Schädigung der

Kassenangestellten Stellung zu nehmen. Den Kollegen im Reich.
nichl nur im preußischen Lande, rufen wir zu: Stärkt die gewerk¬
schaftliche Kampfkraft! Hinein in den Zentraiverband der Ange¬
stellten! Dann wird es uns möglich sein, die schwere Bedrohung
unserer Rechte abzuwehren!

Zur Reichsbesoldungsordnung. Der Teuerungszuschlag zu

den Bezögen der plan- und außerplanmäßigen Reichsbeamten

gemäß § 17 des Besoldungsgesetzes vom 30. April 1920 beträgt

zu dem Grundgehalt den Diäten, dem Ortszuschlag und den

Kinderzuschlägen vom 1. Januar 1925 ab 301 Pro/, und vom

17. Januar ab 4S9 Proz. Hierzu kommt ein Frauenzuschlag vom

1. Januar 1923 ab von 5000 Mk. und vom 17. Januar ab ein solcher

von 7000 Mk. monatlich. Bei Berechnung der Bezüge für den

vollen Monat ist der Teuerungszuschlag Im Mittel mil 398 Proz.

n berechnen. Die örtlichen Sonderztiscbläge betragen mit Wir¬

kung vom 1. Januar W23 ab 18, 20, 30, 40 und 50 Pro/., vom

17. Januar ab 14, 50, 44, 58 und M Proz. Die Rubegehaltsemp-
ttnger und Hinterbliebenen erhalten die gleiche Erhöhung,

Regelung der Lchrlingsvcrhultnisse In den Krankenkassen.

Der Reichsfachausschufl der Krankenkassenangestellten hat in

seiner Sitzung vom 29. Januar 1925 fiir die Beschäftigung von

Lehrlingen besondere Richtlinien aufgestellt sowie dem Muster

eines Lehrvertrags zugestimmt Wir bitten alle Kollegen, dafür

besorgt zu sein, daß bei Einstellung und Beschäftigung von Lehr¬

lingen diese Richtlinien Beachtung finden.

VcrhiiidUchkeitserklärung. Die am 1. November und 18. No¬
vember 1922 abgeschlossenen Nachträge II und 111 zum allgemein¬
verbindlichen Reich s t a r I f vortrag für Berufs g en os-

sen schaftsatt gestellte vom 13. März 1922 sind vom

Präsidenten der Reicbsarbeitsverwaltung, Tarifabteilung, am

13. Januar 1923 unter VI 385/402 ebenfalls für allgemeinverbindlich
erklärt worden. Die Allgemeinvcrbindlichkeit beginnt mit Wir¬

kung vom 1. Oktober 1922 ab.

Bcruisgenosser.scbafisan^eMcilte und Sperrgesetz. Vom

Relchsfinanzmlnistcrium wird beabsichtigt, nachdem ein gleicher
Versuch der wirtschaftlichen Scblechterstellung bei den Kranken¬

kassenangestellten mit Erfolg abgewiesen werden konnte, das

Besoldungssperrgesetz auch anf die Berufsgenossen-
schaftsangcstelltcn anzuwenden. Wir haben uns mehrfach münd¬

lich und schriftlieh beim Reichsarbeitsministerium gegen diese

Bestrebungen verwahrt und vor Erlaß irgendwelcher Vertagungen
eine Verhandlung verlangt. Das Reichsarbeitsministerium hat sich

zu unserem wiederholten Verlangen noch nicht geäußert. Wir

müssen die Verantwortung fflr d I c e n t s I e h en d e n

Kämpfe ablehnen, wenn wiederum, wie bei den Kranken«

kassenangestellten, ohne vorherige Anhörung der Angestellten
diese so schwer schädigenden Erlasse und Verordnungen her¬

ausgehen.
Auch bei den Krankenkas*cnang( Il n h-jt der Ausgang des

Kampfe-*, den wir allerdings allein geführt haben, gezeigt, daß

die neuzeitlichen arbeitsrcchtllchen Bestimmungen den etwa ent¬

gegenstehenden Bestimmungen anderer (lesetze voranzugehen
haben. Erfreulich Ist, daß auch der Arbeitgcbervei nd deutscher

Berufsgenossenschaften den Ernst der Situation, auch hinsichtlich

der Aufrech .erhaltung der Selbst; ung, erlcs 11
* hat und daß

auch er In eingehenden Darlegungen in der Monatsschrift fiir

Arbeiter- und Angcstelltenversichc. diese Etestrcbm ien

Stellung nimn t.

Neugierig sind wir nur auf die Haltung des kleinen Gerne¬

großes, des Verbandes der Beamten und Angestellten der Reichs-

Unfallversicherung, der bekanntlich mit dem Band deutscher

Krankenkassenbeamten und Angestellten im Bunde der Angestell¬
ten der Reichssozialvcrsicherung koaliert Ist Ein prominentes
Vorstandsmitglied dieses Bundes, der Vorsitzende NVeber-Zeltz,

Ist uns aus dein Kampf um die Beseitigung d«_s Sperrg i für

die Kranl [.kassenangestellten zerade nicht sehr 1 nlich be¬

kannt, hat er doch bekanntlich zum Ausdruck gebracht und im

13 Isein des Ministerialrats von Geldern, des Vaters dieser ganzen

Bestrebungen — sowohl bei den Krankenkassen- wie auch bei den

Berufsgenossenschaftsangestellten —, sich offen für die An-

wendung des Besoldungssperrgcsetzes auf d!e Krankenkassen-
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iccMcKun au gesprochen. Verwunderlich fcäre ts allerdings

hei der bekannten Schaukelpolitik des kleinen Bandes nicht,

wenn er sul der einen Seite iür die Anwendung des Socrr-

gesetzes bd den Kassenangestellten und auf der anderen Seite

gegen diese Anwenduns hei den Bernfsgenossenschaftsange-
stellten Stelhinz nehmen würde. Dali eine solche Stellungnahme

aber von Irgendwelchen Orund n weit entfernt und nnr ge-

clgnet Ist, die Angestellten der Bemf genosser iften schwer zu

schädiget i mögen alle Kollegen erkennen« dic diesen Organ!«

sa# i noch angehören. Wir hoffen, daB sie recht balJ mit

dazu beitragen werden, einer solchen unhaltbaren Lage abzu¬

helfen. Indem s!e die Reiben derer stärke, die In dem Zentral«

Verband der Angestellten! der den weitaus größten Teil der An¬

gestellte! ter So; (Versicherungsträger smfaßt, vereinigt sind.

Nur dur :. ein i I \ konsequente Vertretung der wirtschaftlichen

Interessen wird es r.. ch sein, dem beabsichtigten Schlag der

Au? | rden zu begegnen!

DicnMjuhilaum. Am 3. Januar 1923 feierte der Kollege

P .er: Köh ler •Oeriogsw aide sein 25jähriges Dicnstjubi-

». K .-e Kohler hat immer an erster Stelle in der Gewerk-

I hir d:c Angestellten mitgearbeitet Wir beglück«

wünschen den slten Vcrbandskollegcn und Mitstreiter zu seiner

langen < Erreichen Tätigkeit Im Dienste der Sozialversicbe-

rnng und h< Ken, daB es ihm noch recht lange vergönnt sein

möge, an dk ei Stelle zu wirken.

?r-»ü

Aus Tarifrecht und -praxis.
Line Künftige Fntfchciduns. Per hei der Landkrankenkasse

M. beschäftigt Kotlege B. wurde gekündigt, well er die Ihm auf¬

erlegte P nz nicht abgelegt hatte und weil der Verwaltungs-

ipparat der Kra teenkassc verkleinert werden sollte« B. sollte

aber bis zum 31. Dezember 1022 weiterbeschäftlgt werden und

sich in der Zwischenzeit eine andere Stellang beschaffen. Gegen

diese Maßnahme des Kassenvorstandes fällte der Schlichtungs¬

ausschufl Brai isberg nach Iruchtlosem Dnlgiaigsversiich am

3. November 1922 folgenden Schiedsspruch:

JDie Kiindigi ng ist unwirksam, der Kassenanwärter Bald: ist

weiter, ubeschäftlgen«"
B e 1 r 11 d 11 n z: Von den Vertretern der 1 tndkrankenkasse

wurde zunächst Einspruch gegen die Zusammensetzung des

SchHchtungsa'uzschusses erhoben, well der als nicht ständiger Ver¬

treter der Ali lehmer zugezogene Betriebsobmann Haaae für

befangen erklärt *':*de. Obwohl Qaulelter Lange in eingehenden

Ausführungen bestritt daü der Betriebsobmann in der Angelegen¬

heit bereits als Partei beteiligt war, glaubte der Schiichtungsans¬

schufl de.n Einspruch doch stattgeben zu müssen, weil der Be¬

triebsobmann Uaase demselben Betriebe und engsten Kollegen-

kreise des Gekündigten angehört.

Nachdem steh Jie Parteien geeinigt hatten, dali wegen der

Besetzung des Schüchtnngsansschttsses kein Einspruch zu erheben

ist, wenn der eben ausgeschiedene Telegrapbenarbeiter Ziegler

Wh im als unständiger Beisitzer Zttgezogcn würde, bestritten

die Vertreter der I ai.dkrankcnkasse die Zuständigkeit des

Schlichtungsansschnssea, weil dem Kassenanwärter Buldt nach

Maßgabe der Dienstordnung gekündigt worden ist. Vom Gauleiter

Lange wurde demgegenüber geltend gemacht, daü eine gühige

Dienstordnung gar nicht besteht und die Kündigung nach Mali-

Rabe der Vcrordnung vom 12. Februar 1920 zu behandeln sei.

Wenn von der Gegenseite nls Grund für die Kündigung die noch

¦lebt ftbgelegte Prüfung unterstellt sei, so sei dieser Grund schon

deshalb hinfi .
weil in der fraglichen Zeit gar keine Prüflings-

ftermllK festgesetzt waren. Da andererseits die in § 0 der Dienst-

Ordnung vorgesehene Probezeit von höchstens 6 Monaten ohne

Einrede der l _;:r_ik:_.nkenkasse am 25 August 1922 abgelaufen

$ei, gehöre der Kassenanwärter Buldt nach Maßgabe § 625 BGB.

und § l Abs. 2 der Dienstordnung sn den Hilfsangestdltea, die

nur
* :Ii Mafigabe der gesetzlichen m.d sonstigen Vorschriften

c;.... sn werden können.

\ n den Vertretern der Landkrankenkasse wurde demgegen-
I • zeltend gemacht, dali B. wegen seiner Unfähigkeit nicht

si 1 werden könne. Er sei ursprunglich fürtlen Pos;en des

K lanjen rscl en werden, wäre aber in seinem Ausbildungs-

gi nge rieht aer die bisherige Tätigkeit hn Melde* e^en vor¬

geschritten. Er könne nichl einmal orthographisch schreiben und

sei infolge seil er Agitationstätigkeit als Kreisvorsitzcnder der

Soziaklemokratisv cn Paru_ hau;;* so abgespannt, dali er ei;>

mal i sar im Dienst 1 1 [ schlafen sei.

Der nunmehr 1k ;te BetrU bmann Haase führte dem-

v 1 her aus, daß der derzeitige Geschäftsführer Scharmacher

alle Schriftstücke nicht nur des Kassjrianwärters B., sonder;;

auch der loderen Angestellten beanstandet habe und daü B.

..t unfähiger als die uhrigen Angestellten sei D, selbst gab

in dieser Beziehung an, daß er als Marinefeldwebcl tatig gewesen

sei und seine Fähigkeiten bereits an anderer Stelle dargelegt habe.

Auf Cirund der eigenen Aussagen des Kassenanwärters B.

und des Betriebsobmanns li. kam der Schlichtungsausschuß zu

der Ueberzeugung, daß die Entlassung nicht wegen Unfähigkeit

erfolgt Ist zumal die Krankenkasse die Tätigkeit des Kassen¬

anwarters B. bisher niciit beanstandet hat. Zu einer Entlassung
wegen Unfähigkeit ist vielmehr die Krankenkasse nach Ansicht

des Schlichtungsausschusses erst dann berechtigt, wenn B. dio

Prüfung nach Maßgabe der Dienstordnung niciit htstehr oder

sich weigert, die Prüfung abzulegen. Bis zu diesem Zeitpunkt*
Können allein die gesetzlichen und sonstigen Vorschriften iür eine

Kündigung maßgebend sein. Da aber die Voraussetzungen der

§§ 12 und 13 der Verordnung über Entlassung und Einstellung
von Arbeiter;* und Angesteliten vom 12. Februar IP20 RGBL S. 213

nicht vorliegen, müßte die Kündigung auf Grund de: genannten

Bcsmnmungcn für unwirksam erklärt werden.

Auf Veröffentlichung wurde von beiden Parteien verzichtet
Für die Aneikennung wurde eine Frist von 8 Tagen bewillig:.

Der Kassenvorstand erkannte diesen Schiedsspruch Jed-jch
nicht an, so dal] der Demobilmachungskommissar zwecks Ver¬

bindlicherklärung angevufen wurde. Der Regierungsprä} klent

von Königsberg erklarte als Demobklmachungskjnnnissar unterm

lö. Dezember 1922 den Schiedsspruch für verbindlich. Ans der

Begründung ist besonders hervorzuheben:

„Der Regierungspräsident.
Akt. Nr. P, VI 10358 il. Tag.

Der SchlichtnnrsanSSChnß hat seine von Arbci;«reher5Ci:e be¬

zweifelte Zuständigkeit im vorliegenden Streitfälle mit Recht

bejaht. B. ht nur als Angestellte-, nicht aber als Beamter anzu¬

sehen. Als Beamte können nur solche im Dienste des Reiches

oder im mittelbaren oder unmittelbaren Dienste eines Landes

angestellte Personen gehen, welche unkündbar sind und Anspruch
auf Ruhegehalt haben.

Die Kasse hat die VVeiterbcschäftigurg des Klägers abgelehnt

mit der Begründung, daß B. einmal den in der Dienstordnung vor¬

gesehenen Voraussetzungen nichl nachgekommen sei. d. h. sich

nicht zur Prüfung als Kasscnrendant gemeldet habe, sewie damit,
dal der Ausschuß der Kasse beschlossen habe, den Vcrwahungs-

ap.mat zu verkleinern.

Der erste Orund konnte nach den Feststellungen des Schlich¬

tungsausschusses und nach dem Ergebnis der Verhandlungen vor

dem Demobilmachungskommissar als stichhaltig nicht angesehen

werden. Fs konnte nicht festgestellt weiden, daß für den Kläger

eine Verpflichtung bestand, sich zu einer bestimmten Zeit zur

Prüfung zu melden. Eine Aufforderung hierzu bat er überdies

von der Kasse nicht erhalten. Der Mangel der Prüfung konnte

zudem jederzeit durch eine solche Aufforderung behoben werden.

Auch für die von der Arbeitgeberseitc behauptete Unfähigkeit cr-

geben sich keine ausreichenden Anhaltspunkte. Die von dem

Kläger nach dem Verhandlungstermin eingereichten Zeugnisse

IkLien vielmehr erkennen, dali er in den verschiedensten Stelleu

>•:_ riedenstellend gearbeitet hat. Es blieb somit als eigentlicher

Orund zur Entlassung nur die In zweiter Linie angegebene Ver¬

minderung der Arbeitnehmerzahl übrig. Die von der Kranken»

kasse in ihrem Schreiben vom 11. Dezember 1922 gegebene Aus¬

legung, daß sie den Kläger nicht entlassen, sondern nur aui seine

Anstellung verzichtet habe, ist eine Künstelei. Da die Probezeit

bereits im August 1922 abgelaufen war, lief das Dienstverhältnis

weiter und bedurfte zu einer Beendigung einer Entlassung des

Klägers durch Kündigung.

In der Verhandlung vor dem Demobilmachungskommissar

wurde nun von den Parteien selbst angegeben, daß Arbeit reich¬

lich vorhanden sei. Selbst wenn aber dieses nicht der Fall ge-

gewesen sein sollte, so hätte zunächst eine Arbeitsverteilung ver¬

sucht werden müssen in dem Sinne, daß sämtliche Angestellte

gleichmäßig weniger lange beschäftigt und eine t'ementsprecliend

geringere Besoldung beziehen würden. Fs liegt somit bei der

Entlassung des B. ein Verstoß gegen § 12 der Verordnung vorn

12. Februar 1920 vor, sowie auch gegen § 13 dieser Verordnung,

da B. eine Frau und zwei Kinder zu ernähren hat, während

andere Angestellte bei der Krankenkasse vorhanden sind, die

wirtschaftlich günstiger gestellt sind und deshalb eher zur Ent¬

lassung hätten kommen müssen als B.

Der Schiedsspruch des Schlichtungsausschusses war denn

nach gerechtfertigt nnd mußte für verbindlich erklärt werden.-*
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An unsere Leser!

Die nächste Nummer unserer Fachzeitschrift und der Ver«

bandszeitschrift „Der freie Angestellte14 erscheint am 2 8. Fe¬

bruar 19 2 3.

Redaktionsschluß ist eine Woche vor dem Erscheinungstag.
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